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Beschluss:

1. Der Neuregelung des jährlichen Vereinsbeitrags der Landeshauptstadt 

München Heideflächenverein Münchner Norden e.V. als einwohnerbezogener 

Beitrag in Höhe von 1,20 € pro Einwohner*in bezogen auf 45% der vom Amt 

für Statistik der Landeshauptstadt München zum 31. Dezember des Vor-

Vorjahres festgestellten amtlichen Einwohnerzahl des Stadtbezirks 12 

Schwabing-Freimann der Landeshauptstadt München ab dem Jahr 2023 wird 

zugestimmt.

   

2. Der städtische Vertreter/die städtische Vertreterin in der 

Mitgliederversammlung des Heideflächen Verein Münchner Norden e. V. wird 

ermächtigt, dem Haushaltsentwurf mit der oben genannten Neuregelung des 

Vereinsbeitrags der Landeshauptstadt amHeideflächen Verein Münchner 

Norden e. V. wie im Vortrag der Referentin beschrieben in der anstehenden 

Mitgliederversammlung zuzustimmen.   

3. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, den 

Vereinsbeitrag am Heideflächen Verein Münchner Norden e. V. zu erhöhen. 

4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die für das 

Jahr 2023 erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von voraussichtlich 7.800,00 

€ aus dem eigenen Referatsbudget zu finanzieren und die ab dem Jahr 2024 

zusätzlich dauerhaft erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von 7.800,00 € 

zum Eckdatenbeschluss 2023 für das Haushaltsjahr 2024 anzumelden.   

5. Da es sich bei dem Mitgliedsbeitrag ab dem Jahr 2023 um einen 

dynamisierten Vereinsbeitrag handelt, wird das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung beauftragt, die Bereitstellung der jeweils einmalig erforderlichen 

zusätzlichen Haushaltsmittel resultierend aus dem Differenzbetrag aus dem 

abweichenden Stand der Einwohnerzahl auf dem Büroweg bei der 
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Stadtkämmerei zu beantragen. 

6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates 

endgültig entschieden.


